
werden, die die gesetzlichen Voraussetzungen des § 44 
GVG erfüllen und im Zuständigkeitsbereich des Bezirks­
gerichts wohnen oder arbeiten. Die Wahlvorschläge der 
Parteien und Massenorganisationen sind zu begründen, 
und sie müssen die Bereitschaftserklärung des Kandi­
daten zur Wahl sowie die Bestätigung des zuständigen 
Rates enthalten, daß die gesetzlichen Voraussetzungen 
für die Wahl des Kandidaten gegeben sind. Die Wahl­
vorschläge werden zur öffentlichen Einsichtnahme für 
die Bürger ausgelegt.
Bei der Aufstellung und Auswahl der Schöffenkandi­
daten ist von vornherein eine breite Mitwirkung der 
Werktätigen in den Betrieben, landwirtschaftlichen Pro­
duktionsgenossenschaften und Institutionen zu sichern. 
Für das hohe Amt eines Schöffen, der als gleichberech­
tigter Richter am Bezirksgericht tätig wird, sind Kandi­
daten auszuwählen, die die geforderten Voraussetzun­
gen voll erfüllen. Es ist wichtig, daß schon bei der Auf­
stellung und Prüfung der Schöffenkandidaten in den 
Versammlungen der Arbeitskollektive in den Betrieben, 
Genossenschaften, Institutionen und Wohnbezirken nicht 
nur großer Wert darauf gelegt wird, festzustellen, daß 
der Kandidat den vom Gesetz geforderten Vorausset­
zungen entspricht, sondern daß auch darüber beraten 
wird, wie die Kollektive ihren Schöffenkandidaten in 
seiner Funktion unterstützen werden.
In diesen Versammlungen sollte auch erörtert werden, 
welche Anstrengungen die Arbeitskollektive gemeinsam 
mit ihren Kandidaten zur weiteren Festigung der Ge­
setzlichkeit unternehmen wollen, wie unser Recht wir­
kungsvoll erläutert und die Bewegung für Ordnung, 
Disziplin und Sicherheit gefördert werden kann.
Die Kandidatenaufstellung für die Schöffenwahl — und 
das unterstreicht ihre Bedeutung — erfolgt nach den 
gleichen Grundsätzen, die § 17 des Wahlgesetzes für die 
Aufstellung der Kandidaten für die Volkskammer und 
für die Bezirkstage vorsieht.
Die kandidierenden Direktoren, Richter und Schöffen 
nehmen aktiv an Veranstaltungen in Vorbereitung der 
Wahlen zur Volkskammer und zu den Bezirkstagen teil 
und werden dort zugleich vorgestellt. Die Schöffenkan­
didaten werden vor allem in Wahlveranstaltungen in 
ihrem Betrieb oder Wohnort vorgestellt und berichten, 
soweit sie bisher schon als Schöffe tätig waren, über 
ihre Tätigkeit in der zurückliegenden Wahlperiode.

Richter und Schöffen aus dem Volke

Als Direktoren und Richter der Bezirksgerichte kandi­
dieren dem Volk und unserer Deutschen Demokrati­
schen Republik treu ergebene, politisch erfahrene und 
in der Praxis bewährte Kader. Alle Kandidaten sind 
entweder schon längere Zeit beim Bezirksgericht tätig 
oder haben als Kreisgerichtsdirektor oder Richter am 
Kreisgericht über Jahre hinaus erfolgreich gearbeitet. 
Sie bieten die Gewähr dafür, daß sie die verantwor­
tungsvollen Aufgaben in der Leitung und in der Recht­
sprechung der Bezirksgerichte, die ihnen durch die 
Wahl vertrauensvoll übertragen werden, mit hoher Ein­
satzbereitschaft und zum Wohle unseres sozialistischen 
Staates der Arbeiter und Bauern erfüllen werden. Mehr 
als 72 Prozent der gegenwärtig tätigen Direktoren und 
Richter entstammen der Arbeiterklasse. Der ca. 35 Pro­
zent betragende Frauenanteil beweist, daß auch in der 
Besetzung der Funktion des Richters die Gleichberechti­
gung von Mann und Frau verwirklicht ist.
Für die Funktion als Schöffe werden lebenserfahrene, 
im persönlichen Verhalten vorbildliche Bürger aus allen 
Klassen und Schichten der Bevölkerung kandidieren, 
vor allem Angehörige der Arbeiterklasse, Genossen­
schaftsbauern und andere Werktätige aus der mate­

riellen Produktion. Ein wichtiges Kriterium für ihre 
Auswahl ist, daß sich die Kandidaten durch aktive Ar­
beit im Beruf und bei der Lösung gesellschaftlicher 
Aufgaben in ihren Betrieben und Wohngebieten hohe 
Achtung und Anerkennung erworben haben. Sie sollen 
sich durch eine politisch klare Grundhaltung auszeich­
nen und über ein ausgeprägtes Staatsbewußtsein ver­
fügen. Daß sie dies in ihrer täglichen Arbeit zum Nut­
zen unserer sozialistischen Gesellschaft und ihres Staa­
tes unter Beweis stellen, ist eine selbstverständliche An­
forderung. Etwa die Hälfte der tätigen Schöffen wird 
für die Wiederwahl vorgeschlagen. Es ist zu erwarten, 
daß fast 50 Prozent der Schöffenkandidaten Frauen sein 
werden.

Inhaltliche Fragen der Wahlvorbereitung

Die in jeder Hinsicht positive Bilanz, die wir in der 
Wahlbewegung ziehen, weist aus, daß die Tätigkeit der 
Richter und Schöffen der Bezirksgerichte dort am er­
folgreichsten war, wo sie es verstanden haben, ihre ju­
stizspezifischen Aufgaben, vor allem die den politischen 
und gesellschaftlichen Erfordernissen voll entsprechende 
Rechtsprechung als Hauptform gerichtlicher Tätigkeit, die 
zugleich die beste und wirkungsvollste Rechtspropaganda 
darstellt, einzuordnen in die Erfüllung der gesamtstaat­
lichen Aufgaben zur Weiterentwicklung und Festigung 
der sozialistischen Gesellschaft in unserer Republik so­
wie zur Unterstützung der territorialen Anforderungen, 
wie sie in den Beschlüssen der Bezirkstage festgelegt 
sind. Hier liegen wesentliche Ansatzpunkte für die in­
haltliche Gestaltung der Öffentlichkeitsarbeit während 
der Wahlbewegung.
Das Auftreten der Richter- und Schöffenkandidaten 
sollte darauf abzielen, die Verbundenheit der Bürger 
mit ihrem sozialistischen Staat zu festigen und dadurch 
die sozialistische Demokratie weiterzuentwickeln.
Von der prinzipiellen politischen Zielstellung der Wahl­
bewegung ausgehend, erläutern die Direktoren, Rich­
ter und Schöffen der Bezirksgerichte in den vielfälti­
gen Veranstaltungen zur Vorbereitung der Wahlen zur 
Volkskammer und zu den Bezirkstagen Wesen und Cha­
rakter des sozialistischen Rechts und seine mobilisie­
rende und gesellschaftsgestaltende Rolle. Sie legen die 
Aufgaben und Erfahrungen der Gerichte bei seiner 
Durchsetzung dar. Dabei kommt es darauf an, heraus­
zuarbeiten, wie Richter und Schöffen durch die Recht­
sprechung und die Umsetzung ihrer Ergebnisse sowie 
durch rechtspropagandistische Tätigkeit dazu beitragen, 
die sozialistische Gesellschaftsordnung zuverlässig zu 
schützen, die Rechte der Bürger zu wahren, sozialisti­
sches Rechtsbewußtsein der Bürger herauszubilden und 
zu festigen, Ordnung, Disziplin und Sicherheit in allen 
Bereichen des gesellschaftlichen Lebens durchzusetzen. 
Ein wesentlicher Schwerpunkt besteht darin, zu zeigen, 
wie die gesamte gerichtliche Arbeit die Entwicklung der 
sozialistischen Gesellschaft, die Verwirklichung der in 
der Hauptaufgabe formulierten Zielstellung der Politik 
der Arbeiterklasse in ihrer Einheit von Wirtschafts- und 
Sozialpolitik fördert.
Die Öffentlichkeitsarbeit wird sich natürlich nicht in 
der Darstellung der Grundsätze und Ziele unserer Poli­
tik erschöpfen, sondern muß sowohl bei der Bilanzie­
rung des Erreichten als auch bei der Erläuterung 
der vor uns stehenden Aufgaben die gesamte Vielge­
staltigkeit und Konkretheit der einzelnen Vorhaben 
sichtbar machen. Der entscheidende Maßstab für die 
Wirksamkeit der Öffentlichkeitsarbeit in der Wahlbe­
wegung besteht darin, daß es den Richter- und Schöf­
fenkandidaten in ihrem Auftreten vor der Bevölkerung 
gelingt, volles Verständnis sowohl für die generellen 
Ziele als auch für die Einzelaufgaben zu erreichen und
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